
Abschrift 

. S 7 AL 319/18 

SOZIALGERICHT AUGSBURG 

IM NAM.EN DES VOLKES 

URTEIL 

in dem Rechtsstreit 

 
- Kläger-

Proz.-Bev.: 

G 6. JULI 2020 

DGB'Rechtsschutz GmbH, Büro Ulm/Neu-Ulm, Weinhof 23, 89073 Ulm - 00759-18 -

gegen  

-
-

Beklagte :-

Die 7. Kammer des Sozialgerichts Augsburg hat auf die mündliche Verhandlung in Augs­
burg 

am 26. Juni 2020 

durch die Richterin am Sozialgericht .....als Vorsitzende sowie die ehrenamtli­chen 
·Richter ......

für Recht·erkannt: 

1. Der Bescheid vom .11. September 2018 in der Gestalt des Wider­
sprUchsbescheides vom 23. November 2018 wird aufgehoben.

II. Die Beklagte hat dem Kläger die notwendigen außergerichtlichen
Kosten des Verfahrens zu erstatten.

III. Die Berufung wird nicht zugelassen.
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T a t b e s t a n d

Mit der Klage wendet sich der Kläger gegen die Aufhebung der Entscheidung über: die 

Bewilligung von Arbeitslosengeld nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) für 

die Zeit ab 01.09.2018 bis 19.09.2018. 

Der 1996 geborene Kläger hat am 01.09.2017 einen Anspruch auf Arbeitslosengeld mit 

einem täglichen Leistungssatz von 22,52 € und mit einer Anspruchsdauer von 360 Tagen 

erworben. Zuletzt bezog er aus diesem Anspruch Arbeitslosengeld ab 21.08.2018 (Bewil­

ligungsbescheid vom 24.08.2018) mit einer Restanspruchsdauer von 30 Tagen. Hieraus · 

ergab sich die Beendigung des Leistungsbezugs zum 19.09.2018. Mit Schreiben vom 

21.08.2019 unterbreitete die Beklagte dem Kläger einen Vermittlungsvorschlag für eine 

Tätigkeit als Helfer im Verkauf bei der Firma A. mit Rechtsfolgenbelehrung. Am 

30.08.2018 sprach der Kläger bei der Beklagten vor und erklärte, dass er zum Winter­

semester 2018 das Studium für Wirtschaftswissenschaften an der Hochschule Neu-Ulm 

beginnen werde. Nach dem Aktenvermerk vom 30.08.2018 erklärte der Kläger, dass er 

sich auf den Vermittlungsvorschlag bei der Firma A. nicht beworben habe. Die Beklagte 

hörte den Kläger daraufhin zum Eintritt einer Sperrzeit bei Arbeitsablehnung an. Im 

Rahmen der Anhörung teilte der Kläger mit, er habe sich am 30.0.8.2018 per E-Mail bei 

der Firma A. beworben. Einen Sperrzeitbescheid wegen Arbeitsableh­nung erließ die 

Beklagte nicht. Am 11.09.2018 ging die Immatrikulationsbescheinigung vom 09.09.2018 

für das Wintersemester 2018/2019 mit Beginn 01.09.2018 bei der Be­klagten ein. 

Mit Bescheid vom 11.09:2018 hob die Beklagte die Entscheidung über die Bew.illigung 

von.Arbeitslosengeld mit der Begründung "Schulbesuch" ab 01.09.2018 auf. 

Hiergegen ließ der Kläger durch den bevollmächtigten DGB am 27.09.2018 Widerspruch 

einlegen. Semesterbeginn sei zwar der 01.09.2018, die Einführung für Studienanfänger 

erfolge am 02.10.2018 und der yorlesungsbeginn sei erst für den 08.10.2018 vorgesehen. 

Hierzu wurde eine Übersicht der Hochschule Neu-Ulm zu Vorlesungs-:, Prüfungs- und 

Ferienzeiten für das Wintersemester 2018/2019 vorgelegt. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 23.11.2018 wies die Beklagte den Widerspruch des 
Klä­gers als unbegründet zurück. Dem Kläger sei am 21.08.2018 eine Arbeitsstell'e mit 

Rechtsfolgenbeiehrung ab sofort angeboten worden, auf die ,sich der Kläger nicht bewor-
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Rechtsmittelbelehrung 

Dieses Urteil kann nicht mit der Berufung angefochten werden, weil sie gesetzlich ausgeschlossen 
,.ist und vom Sozialgericht nicht zugelassen wurde. 

Die Nichtzulassung der Berufung kann durch Beschwerde angefochten werden. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Bayer. Landessozial­
gericht, Ludwigstraße 15, 80539 München, oder bei der Zweigstelle des Bayer. Landessozialge­
richts, Rusterberg 2, 97421 Schweinfurt, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder beim Bayer. Landessozialgericht in elektronischer Form einzulegen. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für 
die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder 

von der verantwortenden Person signiert und auf einem. sicheren Übermittlungsweg 
gern. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten 
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedin­
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpost­
fach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils gültigen Fassung. 

Die Beschwerde soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und 
die zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteilig­
ten beigefügt werden; dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn 

a) die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

b) das Urteil von einer Entscheidung des Landessozialgerichts, des Bundessozialgerichts o­
der des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes abweicht und auf
dieser Abweichung beruht oder

c) ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend ge­
macht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

 




